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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluß 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az: B 2 U 315/01 B 

 

 

 
……………………………………………………………………………………………, 
 
 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozeßbevollmächtigte:    ......................................................, 

 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft der chemischen Industrie, 
Kurfürsten-Anlage 62, 69115 Heidelberg, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 18. Dezember 2001 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B u r c h a r d t   sowie die Richter   M ü t z e  

und   K r u s c h i n s k y    

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Lan-

dessozialgerichts Niedersachsen vom 6. September 2001 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die für die Zulassung der Revision auf Verfahrensmängel im angefochtenen Urteil des 

Landessozialgerichts (LSG) gestützte Beschwerde ist unzulässig. Die dazu gegebene Be-

gründung entspricht nicht der in § 160 Abs 2 und § 160a Abs 2 Satz 3 des Sozialgerichts-

gesetzes (SGG) festgelegten Form. Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesso-

zialgerichts (BSG) erfordern diese Vorschriften, daß der Zulassungsgrund schlüssig dar-

getan wird (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 34, 47 und 58; vgl hierzu auch Kras-

ney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 2. Auflage, 1997, IX, 

RdNr 177 und 179 mwN). Diesen Anforderungen an die Begründung hat die Beschwer-

deführerin nicht hinreichend Rechnung getragen. 

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel 

geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann. Auf eine 

Verletzung des § 103 SGG (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) kann der 

geltend gemachte Verfahrensmangel nach § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG nur dann ge-

stützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinrei-

chende Begründung nicht gefolgt ist. Der insoweit von der Beschwerdeführerin gerügte 

Aufklärungsmangel - Unterlassen der Klärung bestehender Zweifel durch gezielte Befra-

gung des Sachverständigen - sind nicht schlüssig dargelegt. Insbesondere fehlt es an der 

Bezugnahme auf einen berücksichtigungsfähigen Beweisantrag. Dazu hat der Senat in 

ständiger Rechtsprechung entschieden, daß es jedenfalls rechtskundig vertretenen Betei-

ligten obliegt, in der mündlichen Verhandlung alle diejenigen Anträge zur Niederschrift des 

Gerichts zu stellen, über die das Gericht entscheiden soll (vgl ua Beschlüsse des Senats 

vom 3. März 1997 - 2 BU 19/97 - und vom 12. Mai 1999 - B 2 U 78/99 B - sowie Beschluß 

des Bundesverfassungsgerichts vom 19. Februar 1992 = SozR 3-1500 § 160 Nr 6). Sinn 

der erneuten Antragstellung ist es, zum Schluß der mündlichen Verhandlung darzustellen, 

welche Anträge nach dem Ergebnis der für die Entscheidung maßgebenden mündlichen 

Verhandlung noch abschließend gestellt werden, mit denen sich das LSG dann im Urteil 

befassen muß, wenn es ihnen nicht folgt. Die im Berufungsverfahren rechtskundig 

vertretene Klägerin hätte deshalb in der mündlichen Verhandlung vom 8. August 2001 

neue Beweisanträge stellen oder auf in früheren Schriftsätzen enthaltene Beweisanträge 

Bezug nehmen oder sie zumindest hilfsweise zu dem Sachantrag stellen müssen, was 

ausweislich der Sitzungsniederschrift indes nicht geschehen ist. Danach hat die 

Beschwerdeführerin lediglich einen Sachantrag gestellt. 

 

Auch die Verletzung ihres Anspruchs auf rechtliches Gehör (§§ 62, 128 Abs 2 SGG, 

Art 103 Abs 2 des Grundgesetzes) hat die Klägerin nicht hinreichend dargetan. Die ge-

nannten Vorschriften sollen verhindern, daß die Beteiligten durch eine Entscheidung über-

rascht werden, die auf einer Rechtsauffassung beruht, zu der sich die Beteiligten nicht 

äußern konnten. Der sich daraus ergebende Anspruch auf rechtliches Gehör und die 
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dementsprechenden Hinweispflichten des Gerichts beziehen sich jedoch nur auf erhebli-

che Tatsachen, die den Betroffenen bislang unbekannt waren, und auf neue rechtliche 

Gesichtspunkte. Ein Hinweis ist lediglich dann geboten, wenn das Gericht auf einen Ge-

sichtspunkt abstellen will, mit dem auch ein gewissenhafter und kundiger Prozeßbevoll-

mächtigter nicht zu rechnen brauchte (vgl BVerfGE 84, 188, 190). Das Vorliegen solcher 

Gesichtspunkte hat die Klägerin nicht schlüssig dargelegt. Ihr Vorbringen, das LSG hätte 

sie darauf hinweisen müssen, daß es "in der Frage der Verletztenrente von der Entschei-

dung des Sozialgerichts Hannover abweichen wollte", ist dazu bereits deshalb nicht ge-

eignet, weil sie in dem Berufungsverfahren im Rahmen der von ihr eingelegten Anschluß-

berufung selbst die erstinstanzliche Entscheidung in diesem Punkt - wenn auch mit ande-

rer Zielrichtung - angegriffen und damit ein "Abweichen" davon gefordert hatte, ihr mithin 

bewußt sein mußte, daß auch insoweit anders als in der Vorinstanz entschieden werden 

könnte. Eine allgemeine Aufklärungspflicht des Gerichts gegenüber - insbesondere 

rechtskundig vertretenen - Beteiligten über die Rechtslage und die in Aussicht genom-

mene Beweiswürdigung mit den die richterliche Überzeugungsbildung möglicherweise 

leitenden Gründen gibt es im übrigen nicht (vgl BSG Beschluß vom 29. Juli 1998 - B 4 RA 

3/98 B - mwN). 

 

Mit ihrem Vorbringen, das LSG habe sich "in einer nichtjuristischen Spezialfrage augen-

scheinlich auf die besondere eigene Sachkunde gestützt ohne entsprechenden Beweis 

über die entscheidungserheblichen Tatsachen zu erheben" und darauf nicht hingewiesen, 

hat die Klägerin ebenfalls keine Verletzung des rechtlichen Gehörs in zulässiger Form 

dargetan. Zum einen mangelt es an einer genauen Bezeichnung der Tatsachen, auf die 

sich die vom LSG vermeintlich in Anspruch genommene Sachkunde beziehen soll. Zum 

anderen hat die Klägerin auch nicht vorgetragen, inwiefern sich aus dem angefochtenen 

Urteil ergeben soll, daß das Berufungsgericht sich überhaupt auf - und ggf welche - ei-

gene Sachkunde gestützt haben soll. Ihr Hinweis, dies sei "augenscheinlich", reicht dafür 

nicht aus. Schließlich hat die Klägerin auch nicht dargetan, welches entscheidungserheb-

liche Vorbringen hierdurch verhindert worden sein soll (vgl BSG SozR 1500, § 160a Nr 36; 

Kummer, Die Nichtzulassungsbeschwerde, 1991, RdNr 233 mwN). 

 

Soweit die Klägerin rügt, die Ausführungen des LSG hinsichtlich der Einschätzung der 

MdE seien nicht nachvollziehbar, rügt sie die Beweiswürdigung des Berufungsgerichts. 

Dies kann indes ebenfalls nicht zur Zulassung der Revision führen. Denn § 160 Abs 2 

Nr 3 Halbs 2 SGG schließt es ausdrücklich aus, die Nichtzulassungsbeschwerde auf 

Fehler der Beweiswürdigung iS des § 128 Abs 1 Satz 1 SGG zu stützen.  

 

Die Beschwerde war daher als unzulässig zu verwerfen (§ 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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